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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Obwohl der Chef des EJPD im Nationalrat — und Sprecher kantonaler Behörden in
einem weniger öffentlichen Kreis — die geäusserten Bedenken zu widerlegen suchten,
verdichtete sich die Opposition gegen das Projekt. Der Parteitag der SPS sagte ihm
grundsätzlich den Kampf an. In Basel-Land wurde gegen einen Kreditbeschluss des
Landrats zugunsten des KIS das Referendum ergriffen, in anderen Kantonen eine
Kreditgewährung für 1980 noch ausgesetzt. Ein Rechtsgutachten, das die Zürcher
Regierung einholte, stellte Mängel fest. Dies alles veranlasste die zuständigen Behörden,
den Speicherungsbereich auf rein kriminalpolizeiliche Informationen zu beschränken
und das ganze Projekt zu überarbeiten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.12.1979
PETER GILG

Das 1990 vom Basler Volk gutgeheissene Vermummungsverbot für Demonstranten ist
vom Bundesgericht als zulässig anerkannt worden. Dagegen eingereichte
staatsrechtliche Beschwerden wurden abgelehnt, insbesondere mit der Begründung,
dass das Gesetz Ausnahmen zulasse, wenn diese — wie etwa bei einem Strassentheater
— sinnvoll seien. Auch die Parlamente der Kantone Bern und Zürich hatten sich mit
dieser Frage zu befassen. Der bernische Grosse Rat lehnte mit knappem Mehr einen
Vorstoss für die Einführung eines entsprechenden Gesetzes ab. Mit dem Argument,
dieses Verbot wäre in der Praxis schwer durchzusetzen, hatte sich auch die Regierung
dagegen ausgesprochen. In Zürich überwies der Kantonsrat hingegen mit Zustimmung
der Regierung ein SVP-Postulat für die Einführung eines Vermummungsverbots. Die
Auto-Partei reichte im Kanton Zürich auch eine Volksinitiative für ein solches Verbot
ein. In seiner Antwort auf eine Interpellation Hess (cvp, ZG) erklärte der Bundesrat, dass
er nach wie vor nicht die Absicht habe, ein Vermummungsverbot auf nationaler Ebene
zu beantragen. 2

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER

Im Jahr 2013 war in mehreren Kantonen der Beitritt zum verschärften
Hooligankonkordat debattiert worden. In drei Kantonen (Luzern, Neuenburg, Aargau)
konnte das im Vorjahr angenommene Konkordat in Kraft treten. Während im Kanton
Appenzell Ausserrhoden das Konkordat vom Kantonsrat angenommen und kein
Referendum ergriffen worden war, lief 2013 in den Kantonen Jura, Genf, Solothurn und
Freiburg noch die Referendumsfrist. Im Kanton Bern wurde erfolgreich das
Referendum ergriffen, was im Kanton Tessin nicht gelang. In Schaffhausen und Basel-
Landschaft gab zwar der Regierungsrat seine Zustimmung, jedoch waren die
Verschärfungen Ende 2013 noch nicht in Kraft getreten. Basel-Stadt war bislang der
einzige Kanton, in dem der Regierungsrat gar nicht erst auf die Revision eintrat. In den
drei Kantonen Glarus, Graubünden und Nidwalden wurde noch kein Entscheid gefällt. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2013
NADJA ACKERMANN

Die zweite und verschärfte Auflage des Hooligan-Konkordats von 2012 muss leicht
revidiert werden. Dies beschloss das Bundesgericht, indem es im Januar 2014 eine
Beschwerde des Basler Grossrats Tobit Schäfer (sp, BS) teilweise guthiess. So
verstiessen die Mindestdauer des Rayonverbots von einem Jahr und die automatische
Verdoppelung der Meldeauflage bei unentschuldbarer Verletzung der Meldepflicht
gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip. Die Konferenz der kantonalen Justiz- und
Sicherheitsdirektoren (KKJPD) nahm den Entscheid gelassen hin. Während die
Erhöhung der Meldeauflage sowieso nur wenige Fälle pro Jahr beträfe, käme die
Herabsetzung der Mindestdauer des Rayonverbots gar einer Verschärfung des
Konkordats gleich, da dann auch bei geringfügigeren Vergehen Rayonverbote verhängt
werden könnten. Die übrigen Bestimmungen sah das Bundesgericht als
grundrechtskonform an. Eine Woche nach dem Entscheid beschloss der Baselbieter
Landrat, dem Konkordat nicht beizutreten. Eine Volksinitiative in beiden Basel ist
wahrscheinlich. Im April heizten Ausschreitungen beim Cupfinal in Bern sowie nach
dem Spiel des GC gegen den FCB in Basel die Diskussion über den Umgang mit
gewaltbereiten Fans weiter an. Insbesondere eine Haftpflicht für Schäden an Fanzügen
wurde gefordert. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 10.01.2014
NADJA ACKERMANN

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In Erfüllung eines Postulats der SiK-SR veröffentlichte der Bundesrat im Juni 2022
einen Bericht zur Bekämpfung des Hooliganismus. Darin betonte er zuallererst, dass
die Polizeihoheit bei den Kantonen liege und dem Bund somit nur eine subsidiäre und
sektorielle Kompetenz in diesem Bereich zufalle. Für den Erlass und den Vollzug von
Massnahmen zur Gewaltbekämpfung an Sportveranstaltungen, sowohl gegenüber
Gewalttäterinnen und -tätern als auch gegenüber den Sportklubs, seien die Kantone
zuständig. Diese verfügten mit dem Hooligan-Konkordat tatsächlich über das nötige
Instrumentarium, um Gewalt bei Sportveranstaltungen zu verhindern. «Es ist nicht
ersichtlich, welche anderen gesetzgeberischen Massnahmen ergriffen werden könnten,
die wirkungsvoller wären», konstatierte die Regierung. Sie erwarte allerdings von den
Kantonen, dass diese ihre Bewilligungspflicht dazu nutzten, den Klubs schärfere
Auflagen zu Massnahmen gegen Hooliganismus zu machen. Des Weiteren seien
Massnahmen, die zur Bekämpfung der Covid-Pandemie eingeführt wurden, namentlich
personalisierte Tickets, die Aufhebung von Stehplätzen und Restriktionen bei den
Gästefans, seiner Auffassung nach auch nach der Pandemie flächendeckend
fortzuführen, hielt der Bundesrat fest. Zudem forderte er von den Kantonen Basel-
Stadt und Basel-Landschaft den Beitritt zur revidierten Fassung des Hooligan-
Konkordats sowie von allen Kantonen, dass sie vermehrt Meldeauflagen aussprechen,
mehr Personal für die Täteridentifikation einsetzen und den Dialog zwischen Polizei und
Fans intensivieren.
Soweit es ihm aufgrund der Kompetenzordnung möglich sei, nehme der Bund die
Kantone und Klubs in die Pflicht, indem sich das Fedpol an operativen Spielbesuchen
beteilige und Massnahmen gegen gewalttätige Personen beantrage. Zur Unterstützung
stelle er das Informationssystem «Hoogan» bereit, das den Kantonen zur polizeilichen
Lagebeurteilung von anstehenden Spielen diene. Darüber hinaus engagiere sich das
Fedpol, u.a. in seiner Rolle als National Football Information Point, im internationalen
Informationsaustausch und bringe Good Practices aus dem Ausland in der Schweiz ein.
Gegen gewaltbereite Fans erlasse der Bund Ausreise- bzw. Einreiseverbote und nehme
entsprechende Grenzkontrollen vor. Nicht zuletzt beteilige er sich an der Finanzierung
der Forschungsstelle «Gewalt bei Sportveranstaltungen» der Universität Bern. Um die
Kantone und Klubs noch besser zu unterstützen, drückte der Bundesrat seinen Willen
aus, die Hoogan-Datenbank an neue Anforderungen anzupassen und sie – nebst dem EV
Zug, der sie jetzt schon dafür nutzt – weiteren Sportklubs für elektronische
Eingangskontrollen zur Verfügung zu stellen sowie Abklärungen zur elektronischen
Kontrolle von Meldeauflagen zu unterstützen. 5

BERICHT
DATUM: 22.06.2022
KARIN FRICK
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